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Einleitung 

»Der Verkehr der Na t ionen fordert eine Einheitlichkeit des Rech tes nicht überall 
in g le icherweise : Einheitlichkeit fordert er eben für das R e c h t , welches gerade 
im Verkehre besonders zur A n w e n d u n g kommt , also für das Obl iga t ionen- u n d 
Mobiliarsachenrecht«.1 

Dieser Ausspruch Zitelmanns gilt auch mehr als ein Jahrhunder t später für den 
binnenmarktf inalen 2 Wirtschaftsraum der Europäischen Gemeinschaft (EG)3 . Die 
Kohärenz des wirtschaftlichen Handelns fuhr t zu e inem Ansteigen des über -
nationalen Kreditvolumens4 . Dami t geht die Europäisierung des Kreditsiche-
rungsverkehrs5 einher. Diese erfaßt zum einen die einzelstaatlichen Kredi twir t -
schaften in ihrer Prägung durch die Mitgliedschaft im EG-Wir tschaf ts raum und 
zum anderen den grenzüberschrei tenden europäischen Kreditverkehr. 

N a c h Zi te lmann sind Rechtsangle ichung und Rechtsvereinhei t l ichung durch 
die Anforderungen des Rechtsverkehrs best immt. Harmonis ie rung u n d Verein-
hei t l ichung dienen ke inem Selbstzweck.6 Die Erfordernisse des nationalen und 
transnationalen Kreditsicherungsverkehrs sind zu unterscheiden. 

Die Europäisierung des Kreditsicherungsverkehrs verlangt auf der einzelstaat-
lichen Ebene die Transparenz der nationalen Mobil iarsicherheiten für andere 
europäische Sicherungsnehmer. Zahlt eine deutsche Bank einen Kredit an ein 
englisches U n t e r n e h m e n gegen Sicherheitsbestellung an d e m in Großbr i tannien 
belegenen Un te rnehmensve rmögen - gleiches gilt vice versa —, m u ß für die 
Kalkulation der Kredi tbedingungen des transnationalen Darlehensgeschäfts die 
Sicherungsnehmerstel lung in der jeweils anderen Gläubigerordnung 7 erkennbar 

1 Zitelmann, Allgemeine österreichische Gerichtszeitung 1888, S. 21; unveränderter 
Nachdruck 1916, S. 35. 

2 Art. 8a EGV, jetzt Art. 7a EGV, eingefügt durch Art. 13 EEA, in der Fassung des EUV. 
Stichtag für die Einführung des Binnenmarktes war der 1.1. 1993. 

3 Umbenennung der EWG in EG in Art. G, A. 1., des EUV. 
4 Kreuzer, in: Mélanges v. Overbeck, S. 613, 617. 
5 Zur Sicherung transnationaler Kredite durch Mobiliarsicherheiten: Drobnig, RabelsZ 

38 (1974), 468, 469f. 
6 So für den transnationalen Rechtsverkehr: Kreuzer, in: Mélanges v. Overbeck, S. 613. 
7 Kreuzer, in: Mélanges v. Overbeck, S. 613 u. ä. 



2 Einleitung 

sein. Freiheit des grenzüberschreitenden Kapitalflusses im EG-Wirtschaftsraum8 

erfordert darüber hinaus nicht nur die Kenntnis und Transparenz der europäi-
schen Kreditsicherheitsordnungen. Erst die Harmonisierung letzterer ermöglicht 
einen einheitlichen Kreditmarkt, in dem nicht die Unterschiede der nationalen 
Kreditsicherheiten zu verschiedenen Kreditbedingungen fuhren. 

Im grenzüberschreitenden Kreditsicherungsverkehr sind auf übernationaler 
Ebene die Rechtsprobleme zu lösen, die aufgrund des Ortswechsels des Siche-
rungsgutes zwischen den mitgliedstaatlichen Belegenheitsordnungen9 des euro-
päischen Wirtschaftsraums entstehen. Die Anerkennung eines nationalen Siche-
rungsinstituts in einer neuen Lagerechtsordnung ist von der materiellrechtlichen 
Kompatibilität des Sicherungsrechts des kollisionsrechtlich berufenen Entste-
hungs-Altstatuts10 mit der Sachenrechtsordnung des Neustatuts abhängig.11 Die 
Vereinbarkeit einer ausländischen Mobiliarsicherheit mit der nationalen Sachen-
rechtsordnung, ihre Überleitungsfähigkeit in nationale Sicherungsrechte,12 ist 
eine einzelstaatliche Entscheidung, die einen anerkennungsfeindlichen Allein-
gang nationaler Rechtsordnungen ermöglicht. Intraeuropäische Sicherungsge-
schäfte leiden an den daraus resultierenden Grenzhindernissen für die Kapitalver-
kehrsfreiheit des Art. 3 lit. c i. V. m. Art. 67 bis 73 EGV. Eine von mitgliedstaat-
lichen Alleingängen unabhängige Anerkennungsfähigkeit der Sicherungsposi-
tionen innerhalb des EG-Wirtschaftsraums wird durch die Harmonisierung der 
nationalen Kreditsicherungsrechte erreicht, die das Transpositionsproblem im 
intraeuropäischen Kreditverkehr zwischen den Mitgliedstaaten des Binnenmark-
tes ausschaltet. Für transeuropäische Sicherungsgeschäfte können die Anerken-
nungsprobleme fremdrechtlicher Sicherungsrechte nur durch ein die nationalen 
Rechtsinstitute ergänzendes Einheitssicherungsrecht gelöst werden. 

Die aus der Europäisierung des nationalen und übernationalen Kreditsiche-
rungsverkehrs erwachsenden Anforderungen können wie folgt zusammengefaßt 

8 Kapitalverkehrsfreiheit gem. Art. 3 lit.c i .V.m. Art. 67 bis 73 im E G V nicht legaldefi-
niert; zum Begriff des Kapitalverkehrs: E u G H 31. 1. 1984 - Luisi und Carbone/Ministen del 
Tesoro, verb. Rs. 286 /82 und 2 6 / 8 3 - Slg. 1984, 377, 403f. ; E u G H 11. 11. 1981 - Casati, 
Rs. 203 /80 - Slg. 1981, 2595, 2614f . Danach umfaßt der Kapitalverkehr die einseitige, 
grenzüberschreitende Über t ragung von Sach- oder Geldkapital: Kiemel, in: von der Groe-
ben/Thiesing/Ehlermann, Art. 67, R n . 1. Un te r die Kapitalverkehrsfreiheit fällt daher die 
grenzüberschreitende Kreditvergabe an den Sicherungsgeber, nicht aber die Sicherheitsbe-
stellung für den Kreditgeber: Troberg, in: von der Groeben/Thiesing/Ehlermann, Art. 61, R n . 
8 f. 

9 Z u der den au tonomen europäischen Sachenrechtskollisionsnormen gemeinsamen lex 
rei sitae: Schilling, S. 203. 

10 In dem Grundsatz, an einer Sache die in anderem Belegenheitsstatut wirksam 
erworbenen Rech t e im Neustatut zu beachten, ist eine Kollisionsanknüpfung an das vom 
gegenwärtigen lex rei s i te-Statut verschiedene Altstatut enthalten. B G H 2. 2. 1966, B G H Z 
45, S. 95, 101. 

11 Kreuzer, in: Melanges v. Overbeck, S. 613, 621. 
12 Z u r sog. Transpositions- oder Umsetzungslehre: Kreuzer, Nach Art. 38 Anh. I, in: 

M ü n c h K o m m , Bd. 7, R n . 86 m.w. N. 
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werden: Im nationalen Kreditsicherungsverkehr genügen isolierte mitgliedstaat-
liche Reformvorhaben nicht, vielmehr ist eine intraeuropäische Harmonisierung 
der innerstaatlichen Sachrechte anzustreben. D i e Sachrechtsangleichung kann im 
grenzüberschreitenden intraeuropäischen Kreditsicherungsverkehr die Anerken-
nungsproblematik lösen, im grenzüberschreitenden transeuropäischen Kreditsi-
cherungsverkehr können die Unterschiede der situs-Ordnungen nur durch die 
Schaffung eines Einheitsrechts auf Sachnormebene gelöst werden. 

Einer europäischen Rechtsangleichung nach den Erfordernissen des inner-
staatlichen und des intermitgliedstaatlichen Kreditsicherungsverkehrs ist durch 
rechtsvergleichende Analyse der EG-Rechtsordnungen der Weg zu bereiten. 1 3 

D i e Privatrechtsvergleichung ist erkenntniswissenschaftliche Vorarbeit für die 
Rechtsfortbildung, die die Europäisierung des Kreditsicherungsverkehrs erfor-
dert. Eine Harmonisierung der einzelstaatlichen Kreditsicherungsrechte durch 
E G - R i c h t l i n i e 1 4 gem. Art. 189 (3) E G V ist auf erkenntniswissenschaftliche 
rechtsvergleichende Vorarbeiten angewiesen.1 5 Die Transpositionsfrage der M o b i -
liarsicherheiten verschiedener situs-Ordnungen im transeuropäischen Kreditsi-
cherungsverkehr erfordert angewandte praktische Rechtsvergleichung. Beide 
Erscheinungsformen1 6 der Rechtsvergleichung, die erkenntniswissenschaftliche 
und die praktische, liegen daher in der vorliegenden Arbeit über besitzlose 
Mobiliarkreditsicherheiten vor. D e m nationalen Insolvenzreformgesetzgeber 
dient die erkenntniswissenschaftliche Rechtsvergleichung als Inspiration17 und 
Kontrolle1 8 . 

In der wissenschaftlichen Diskussion über die europäische Rechtse inhei t 1 9 

erhält die erkenntniswissenschaftliche Rechtsvergleichung die weitere Aufgabe, 
als retrospektive Grundlagenforschung die historischen Gemeinsamkeiten der 
europäischen Rechtsordnungen herauszuarbeiten,20 ohne ihre Verschiedenheit zu 
egalisieren. Durch Restauration2 1 der früheren, durch die Kodifikationen des 
18./19. Jahrhunderts verlorengegangenen Rechtsgemeinsamkeiten ist ein neues 

13 So schon 1974 Drobnig, RabelsZ 38 (1974), 468, 479, 481. 
14 Zur Bedeutung der EG-Richtlinien für die Privatrechtsangleichung: Jayme, Ein 

internationales Privatrecht für Europa, S. 29 ff. 
15 Mansel, JZ 1991, 529, 531; Taschner, in: von der Groeben/ Thiesing/Ehlermann, Bd. 2, 

Art. 100, Rn. 15. 
16 Zu den beiden Erscheinungsformen der Rechtsvergleichung als rechtswissenschaft-

liche Grundlagenforschung und angewandte Hilfswissenschaft: v. Bar, S. 93, (Rn. 123, § 2 
VI); zur historischen Bedeutung beider Aspekte: Gutzwiller, Rechtsvergleichung, in: 
Gutzwiller, Elemente der Rechtsidee, S. 117 ff. 

17 Vgl. RegE InsO B T Drucksache 12/2443, Begründung A. (Allgemeines), S. 105f.; 
Jayme, Rivista di diritto civile 1989 I, 103, 110; kritisch: Behrens, RabelsZ 50 (1986), 19, 
24 f. 

18 Großfeld, AcP 184 (1984), 289, 295; Kotz, RabelsZ 54 (1990), 203, 208ff. 
19 Vgl. Zimmermann, ZEuP 1993, 1 Fn. 2 m.w. N. 
20 »common core«: Schlesinger, Comparative Law, S. 38. 
21 Dieser Begriff wird hier im Sinne von Wiederentdeckung verwendet. 
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übergesetzliches ius commune Europae modernum vorzubereiten22 als Entwick-
lungskatalysator einer europäischen Rechtseinheit23. Dieser historische Terminus 
bezeichnet hier die gemeinsame Rechtsmasse der europäischen Rechtsordnun-
gen aus dem römischen Recht, die sich als gesamteuropäisches Gelehrtenrecht 
mit Beginn der im 12. Jahrhundert24 entstehenden geistesgeschichtlichen und 
kulturellen europäischen Einheit25 bis zu den Kodifikationen des 18./19. Jahr-
hunderts entwickelte.26 Eine historisch rechtsvergleichende Institutionenlehre 
der europäischen Rechtsordnungen27 könnte eine autonome Rechtsangleichung 
der Mitgliedstaaten28 fördern durch legislative Imitation29 der — nicht ratione 
imperii, sondern imperio rationis30- überzeugendsten nationalen Lösung. Auch der 
Judikative dient die gesamteuropäische Rechtskultur und Uberlieferung als Ent-
scheidungs- und Argumentationshilfe.31 Diese mitgliedstaat-autonome Harmo-
nisierung hätte Integrationswirkung durch Erzeugung einer Kompatibilität in 
den Grundstrukturen32 und wäre eine Unterstützung33 für die EG-autonome 
R e c h t s a n g l e i c h u n g u n d - V e r e i n h e i t l i c h u n g m i t d e m I n s t r u m e n t a r i u m des 
EGV34. Die rechtsangleichende Kraft eines Wissenschaftsrechts hat fur die natio-
nale Rechtsvereinheitlichung kein geringerer als Savigny artikuliert: »In dem 
Zweck sind wir einig: wir wollen . . . Gemeinschaft der Nation und Concentra-

22 v. Bar, bei Grothe, in: v. Bar (Hrsg.), Europäisches Gemeinschaftsrecht und Inter-
nationales Privatrecht, S. 151; Cappelletti, Introduction, in: Cappelletti (Hrsg.), N e w per-
spectives for a common law of Europe, S. 1; Koopmans, in: The common law of Europe, 
S. 43, 44; Zajtay, Rev.int.dr.comp. 18 (1966), 353, 358. Die Bedeutung der Rechts-
geschichte und einer historischen Rechtsvergleichung fiir die Entwicklung des Gemein-
schaftsrechts wird sehr kontrovers diskutiert. Gegen eine integrative Rolle der Rechts-
geschichte: Caroni, Z N R 16 (1994), 85; Giaro, lus C o m m u n e 21 (1994), 1 ff. Bejahend: 
Baldus/ Wacke, Z N R 17 (1995), 283, 284; Brauneder, Z N R 15 (1993), 225 ff.; Coing, 
Europäisches Privatrecht, Bd. I, S. 7 f f ; Zimmermann, J Z 1992, 8, lOff. 

2 3 Aus dem neuesten Schrifttum: Mengani, L'Europa dei codici o un codice per 
l'Europa?, S. 14; Siorrne, T. P. R . 28 (1991), 849, 850; Zimmermann, J Z 1992, 8, 19 ff. 

24 Berman, S. 199 ff. 
25 Coing, Europäisches Privatrecht, Bd. I, S. 7 ff.; Zimmermann, J Z 1992, 8, lOff. 
26 Kreuzer, in: Gemeinsames Privatrecht in der Europäischen Gemeinschaft, S. 373, 

375. 
27 Coing, RabelsZ 32 (1968), 1, 7 f f ; Hübner, in: Kegel-Festschrift (1987), S. 235, 240. 
2 8 Rechtsvereinheitlichung »von unten her«: v.Bar, in: Diskussionsbericht, IPRax 1990, 

345; »harmonisation from below«: Buxbaum/Hopt, S. 111 ff.; »Auto-harmonisation«: Rieg, in: 
Mélanges v. Overbeck, S. 473, 486. 

29 Olivecrona, S. 105 ff.; Rabel, in: Rabel-Aufsätze Bd. III, S. 1, 9; zum legislativen 
Nachvollziehen im internationalen Privatrecht: Jokela, in: Essays Merryman, S. 3 9 5 f f ; 
Müller-Freienfels, in: Vischer-Festschrift, S. 223, 253; Siehr, in: Mélanges v. Overbeck, 
S. 205, 216ff. 

30 Hübner in: Kegel-Festschrift, S. 235, 252; Kerameus, in: Ein internationales Zivilver-
fahrensrecht fiir Gesamteuropa, S. 383 ff, 387. 

3 1 BVerfG 8. 4. 1987, BVerfGE 75, S. 223, 243 (EuGH als gesetzlicher Richter i .S.d. 
Art. 101 GG). 

32 Frou/ein, in: Maihofer-Festschrift, S. 149, 158. 
33 Jayme, Ein internationales Privatrecht fiir Europa, 1991, S. 14 ff. 
3 4 Art. 189 (2), (3) EGV; Art. 220 EGV. 
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tion ihrer wissenschaftlichen Bestrebungen auf dasselbe Object . . . Ich sehe das 
rechte Mittel in einer organisch fortschreitenden Rechtswissenschaft, die der 
ganzen Nation gemein seyn kann.«35 Eine europäische Rechtsvereinheitlichung 
oder -angleichung durch Rechtsvergleichung als historische Rechtsschule3 6 be-
ruht auf dem engen Zusammenhang zwischen Rechtseinheit und Öffnung der 
nationalen Rechte der Mitgliedstaaten gegenüber der gemeinsamen kulturellen 
Einheit3 7 und ergänzt die gem. Art. 3b E G V subsidiäre Tätigkeit der Gemein-
schaft gem. Art. 3 lit. h EGV. 

Der Rechtsangleichung im EG-Wirtschaftsraum dient nicht nur eine vielsei-
tige3 8 , sondern auch eine bilaterale Rechtsvergleichung. Ich konzentriere mich 
auf die deutsche und die englische Rechtsordnung als Repräsentativordnungen 
verschiedener Rechtskreise. Der englische Rechtskreis (common law39) nimmt 
gegenüber dem rezeptionsgeprägten kontinentaleuropäischen Rechtskreis (civil 
law) eine Sonderrolle4 0 ein. Gelingt der Nachweis der Ähnlichkeit der Lösungen 
in den gewählten Vergleichsordnungen für vergleichbare Interessenkonflikte, 
wäre dies ein Konvergenzmodell zwischen civil und common law. So könnte ein 
vielgenanntes41 Hindernis für die gesamteuropäische Integration42 ausgeräumt 
werden. 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit besitzlosen vertraglichen Geldkredit-
sicherheiten an Mobiliarvermögen. Belastungsgegenstände sind bewegliche Sa-
chen. Der Sachbegriff, für den die Körperlichkeit der Gegenstände (goods) 
konstitutiv ist, erfaßt weder Forderungen (debts) noch Rechte (intangibles). 
Bewegliche Sachen sind alle Sachen, die kein Grundstück oder wesentlicher 
Grundstücksbestandteil sind. Die Darstellung konzentriert sich auf besitzlose 
Mobiliarsicherheiten, deren Belastungsgegenstände im Besitz des Sicherungs-
gebers verbleiben. Diese dokumentieren, anders als besitzgebundene Sicher-
heiten, den Konflikt der unterschiedlichen Publizitätsanforderungen der vergli-
chenen Sachenrechtsordnungen, die der Anerkennung besitzloser Sicherheiten 
entgegenstehen können. Angesichts der überwiegenden Bedeutung der vertrag-
lichen Sicherheiten für den Kreditsicherungsverkehr erscheint der Ausschluß der 
gesetzlichen Sicherungen gerechtfertigt. Die deutschen Registerpfandrechte in 

35 Savigny, S. 192. 
36 Cannata, Studia et Documenta Historiae et Iuris 57 (1991), 383 ff.; Coing, N J W 

1990, 937 , 939 ff.; Zimmermann, J Z 1992, 8, 9. 
37 Gutzwiller, Europäische Rechtseinheit , in: Elemente der Rechtsidee, S. 128 ff. 
3 8 D. h. Vergleich der deutschen Rechtsordnung mit den anderen mitgliedstaatlichen 

Rechtsordnungen. 
3 9 Die Bezeichnung common law wird in diesem Zusammenhang für das gesamte 

englische Rechtssystem verwendet, nicht als Bezeichnung für das Richterrecht der frü-
heren Königsgerichte (Court of King's Bench, Court of Common Pleas, Court of Exchequer) im 
Gegensatz zur billigkeitsrechtlichen Rechtsprechung (equity) der früheren Kanzlergerichte 
(Court of Chancery, Appeal Court of Chancery). 

40 Zimmermann, Z E u P 1993, l f f . , 2 m.w. N. 
41 Zimmermann, Z E u P 1993, l f f . , 2 m.w. N. 
42 Frowein, in: Maihofer-Festschrift, S. 149, 158. 
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der F o r m der S c h i f f s h y p o t h e k 4 3 , der F l u g z e u g h y p o t h e k 4 4 , des P f a n d r e c h t s an 

H o c h s e e k a b e l n 4 5 u n d des P ä c h t e r p f a n d r e c h t s n a c h d e m P a c h t k r e d i t g e s e t z 4 6 w e r -

d e n aus d e r U n t e r s u c h u n g a u s g e k l a m m e r t , da erstere w i e I m m o b i l i a r b e l a s t u n g e n 

zu b e h a n d e l n sind, die d e r L iegenschaf t svo l l s t reckung d e r § § 8 6 4 ff. Z P O u n t e r -

l i e g e n , 4 7 u n d das P ä c h t e r p f a n d r e c h t n u r speziel len S i c h e r u n g s n e h m e r n o f f e n -

s t e h t . 4 8 W a r e n k r e d i t s i c h e r h e i t e n w e r d e n h i e r n i c h t e r ö r t e r t , da ihre Ä h n l i c h -

k e i t e n in d e n V e r g l e i c h s o r d n u n g e n n ä h e r l i e g e n : D a s eng l i sche Sachsta tut k e n n t 

m i t d e m c o n d i t i o n a l sale g e m . s. 19 Sale o f G o o d s A c t 1 9 7 9 e in d e m e i n f a c h e n 

d e u t s c h e n E i g e n t u m s v o r b e h a l t äquivalentes S i c h e r u n g s i n s t i t u t . 4 9 D i e S i c h e r u n g 

an S u r r o g a t e n des V o r b e h a l t s e i g e n t u m s , i m d e u t s c h e n R e c h t der ver länger te 

E i g e n t u m s v o r b e h a l t , w i r d in d e r e n g l i s c h e n R e c h t s o r d n u n g als V e r w e r t u n g s b e -

r e c h t i g u n g (charge) ausgesta l te t . 5 0 D e r E r w e i t e r u n g des V o r b e h a l t s e i g e n t u m s a u f 

w e i t e r e F o r d e r u n g e n des L i e f e r a n t e n d ient d e r e n g l i s c h e all m o n i e s r e t e n t i o n o f 

tit le u n d der d e u t s c h e e r w e i t e r t e E i g e n t u m s v o r b e h a l t s . 5 1 Statt die W a r e n k r e d i t -

s i c h e r h e i t e n zu v e r t i e f e n , b e s c h r ä n k e i c h m i c h a u f das s c h w i e r i g e r e Fe ld d e r 

S i c h e r h e i t e n für G e l d k r e d i t e . 

4 3 Gesetz über R e c h t e an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken v. 15. 11. 1940, 
R G B l . 1940 I, S. 1499. 

4 4 Gesetz über R e c h t e an Luftfahrzeugen v. 26. 2. 1959, B G B l . 1959 I, S. 57. 
4 5 Kabelpfandgesetz v. 31. 3. 1925, R G B l . 1925 I, S. 37 . 
4 6 Pachtkreditgesetz vom 5. 8. 1951, B G B l . 1951 I, S. 494 . 
47 Drobnig, in: Security over Corporeal Movables, S. 187. 
4 8 Sicherungsnehmer können nur bestimmte, staatlich konzessionierte Kreditinstitute 

gem. § 1 PKrG sein. 
49 Borden U.K. v. Scottish Timber Products Ltd. and another [1979] 3 All E . R . 961, 9 6 6 

(C.A.) . 
Eine höchstrichterliche Klärung der Anerkennungsfähigkeit eines fremdrechtlichen 

verlängerten Eigentumsvorbehalts steht noch aus, nachdem mehrere englische Entschei-
dungen die Anerkennung der Verlängerungsabrede als Treuhandverhältnis [fiduciary relation-
ship) zurückgenommen haben, die in Aluminium Industrie Vaassen B. V. v. Romalpa Aluminium 
Ltd. ([1976] 1 W . L . R . 6 7 6 (C.A.)) den holländischen Aluminium Industrie Vaassen B.V.-
Vorbehaltsverkäufer zum dinglichen Zugriff auf Surrogate (equitable tracing right) berech-
tigte, und in dem verlängerten Eigentumsvorbehalt eine registrierungspflichtige charge 
i. S. d. 5. 395 Companies Act 1985 gesehen haben: Re Bond Worth Ltd. [1979] 3 All E. R . 919, 
939 (ChD.); Borden (U. K.) Ltd. v. Scottish Timber Products Ltd. and McNichol Broumlie [1981] 
Ch. 25 (C.A.) ; Re Peachdart Ltd. [1983] 3 All E . R . 204, 211 (ChD.): Hendy Lennox 
(Industrial Engines) [1984] 2 All E . R . 152 ( Q B D ) ; Re Andrabell Ltd. [1984] 3 All E . R . 407 
(ChD.). Zur ordre pwWic-Qualität des Registrierungserfordernisses gem. ss. 395, 396 Com-
panies Act 1985: Re Peachdart Ltd. [1983] 3 All E. R . 204 , 211 (ChD.). Die Anerkennung 
des verlängerten Eigentumsvorbehalts in Clough Mill Ltd. v. Martin [1985] 1 W . L . R . 111 
(C. A.) belegt nicht die Abkehr von der restriktiven Handhabung des Romalpa Case, da es 
sich um einen reinen Inlandssachverhalt handelt. 

5 1 Die Anerkennungsfähigkeit des importierten erweiterten Eigentumsvorbehalts ist 
nach mehreren Negativentscheidungen, Deutz Engines Ltd. v. Terex Ltd. ([1984] Scots L. T. 
273 (O.H.) ) per Lord Ross, Zahnrad Fabrik Passau GmbH v. Terex Ltd. ([1986] Scots L .T . 84 
(O. H.)) per Lord Davidson, in der House of Lords-Entscheidung Armour v. Thyssen Edelstahl-
werke A.G ([1990] 3 All E . R . 481, (H.L. ) ) geklärt worden. 
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Die Vergleichspunkte, tertia comparationis, ergeben sich aus einer zweistufigen 
Reduktion der nationalen Sicherungsinstitute. In einem ersten Schritt sind die 
beteiligten schutzwürdigen Interessen typischer Konfliktlagen (Interessenkon-
flikte) und in einem zweiten Schritt die in den Interessenschutzpositionen 
verkörperten Rangordnungen der Interessen (Interessenwertungen) als die ge-
suchten Vergleichsgrößen herauszuarbeiten. Diesen Reduktionsprozeß leistet die 
funktionelle rechtsvergleichende Methode.5 2 Ziel der rechtsvergleichenden Er-
örterung ist die Verifikation der Vermutung der Funktionsäquivalenz der nationa-
len Lösungen gleicher Konfliktsituationen. Diese praesumptio similitudinis53 ist 
heuristisches Prinzip am Beginn der rechtsvergleichenden Untersuchung, indem 
sie den Reduktionsprozeß leitet und die problem-orientierte Vergleichsmethode 
rechtfertigt.54 Im Sinne einer Kontrolle55 steht die praesumptio similitudinis über 
der Auswertung der Funktionsähnlichkeiten. 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit Partei- und GläubigereingrifFen in die 
Sicherungsgeber- oder Sicherungsnehmerposition. Die Gliederung dieser T h e -
matik nach Interessenkonflikten erfordert eine systemneutrale Bestimmung des 
Zwecks der Mobiliarsicherungsrechte. Sie sollen das Ausfallrisiko des Kredit-
gebers durch ausschließlichen Zugriff auf den Haftungsgegenstand absichern.56 

Eine solche Sicherheit erfordert die Übertragung einer dinglichen Rechtsposi-
tion. Die Änderung des rechtlichen Zuweisungsgehalts am Haftungsgegenstand 
unterliegt der Prägung durch den Sicherungszweck. Dieser gewährt dem Siche-
rungsgeber ein Besitzrecht bis zur Realisierung der dinglichen Haftung des 
Belastungsgegenstandes im Sicherungsfall. Der Haftungsgegenstand wird nur im 
Sicherungsfall und in der Einzel- oder Gesamtvollstreckung gegen den Siche-
rungsgeber der Vermögenssphäre des Sicherungsnehmers, im übrigen aber der 
des Sicherungsgebers zugeordnet. 

Die Sicherungszweckbindung des Haftungsgegenstandes an das Sicherungs-
gebervermögen (Sicherungsgeberposition) und die dingliche Zuweisung in das 
Sicherungsnehmervermögen (Sicherungsnehmerposition) entsprechen bei stö-
rungsfreier, ordnungsgemäßer Abwicklung der Kreditbeziehung einer ausge-
glichenen Interessenlage der Sicherungsparteien:57 D e m Sicherungsgeber kommt 
es an auf die Erlangung des Kredites unter Beibehaltung der mit dem Besitz des 
Belastungsgegenstandes verbundenen Nutzungsmöglichkeit (Nutzungsinteresse). 
Der Sicherungsnehmer will eine Haftungsgrundlage, auf die ausschließlich er bei 
Ausfall mit der Darlehensforderung zurückgreifen kann (Sicherungsinteresse). 

52 Zweigert, in: Rotondi, vol. 2, S. 734 , 739 . 
53 Zweigert, in: Rotondi, vol. 2, S. 734 , 739 . 
54 Zweigert, in: Rotondi, vol. 2, S. 734 , 754. 
55 Zweigert, in: Rotondi, vol. 2, S. 734 , 755. 
56 Rottnauer, S. 37. 
57 Westermann, H., Interessenkollisionen, S. 9. 
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Partei- oder Dritteingriffe in die Sicherungsgeber- oder die Sicherungsneh-
merposition58 fuhren zu folgenden Interessenkonflikten: 

- Der Sicherungsnehmer verfugt vor Verwertungsreife über die ihm zuge-
wiesene dingliche Rechtsposition, der Vollstreckungszugriff seiner Gläubiger in 
der Einzel- oder Gesamtvollstreckung richtet sich auf die dingliche Sicherungs-
berechtigung. Dadurch entsteht ein Konflikt zwischen dem Erwerbsinteresse der 
Käufer vom Sicherungsnehmer oder der Sicherungsnehmergläubiger und dem 
Erhaltungsinteresse des Sicherungsgebers. 

- Der Sicherungsgeber veräußert den Sicherungsgegenstand in seinem Besitz 
an einen Dritten oder überträgt ihn weiteren Sicherungsnehmern, der Voll-
streckungszugriff seiner Gläubiger in der Einzel- oder Gesamtvollstreckung 
richtet sich auf die sicherungszweckgebundene Zugehörigkeit zum Sicherungs-
gebervermögen. In diesem Fall widerstreitet das Bestandsinteresse des Siche-
rungsnehmers dem Erwerbsinteresse der Veräußerungsempfänger vom Siche-
rungsgeber oder der Sicherungsgebergläubiger. 

Die Interessenkollisionen sind nicht sicherungsparteiintern. Mit dem Be-
standsinteresse des Sicherungsnehmers oder dem Erhaltungsinteresse des Siche-
rungsgebers konkurrieren vielmehr die Erwerbsinteressen Dritter. Die Reduk-
tion der Sicherungsrechte auf haftungsordnungsneutrale Vergleichsgrößen darf 
die wechselseitige Abhängigkeit zwischen den nationalen Rechtsinstitutionen 
nicht stören. Nur die Einbeziehung der Drittinteressen gewährleistet die Bildung 
von Interessenkonflikten, die auf die Besonderheiten der zu vergleichenden 
Mobiliarsicherheiten als Bestandteile der nationalen Gläubigerordnungen Rück-
sicht nimmt. Die Interaktion der so verbundenen beteiligten Interessen ergibt 
innerhalb des ersten Reduktionsschritts vier Interessenkonflikte: Angriffe auf die 
Sicherungsgeberposition durch Verfugungen des Sicherungsnehmers oder durch 
Verwertungszugriffe der Sicherungsnehmergläubiger in der Einzel- oder Ge-
samtvollstreckung, Angriffe auf die Sicherungsnehmerposition durch Verfugun-
gen des Sicherungsgebers oder durch Verwertungszugriffe der Sicherungsgeber-
gläubiger in der Einzel- oder Gesamtvollstreckung. Diese Interessenkonflikte 
werden Grundlage für die Durchführung des Vergleichs sein. 

Innerhalb der Interessenkonflikte werden in einem zweiten Reduktionsschritt 
die Schutzpositionen der Parteiinteressen59 herausgearbeitet. Die Interessen-
kollisionen durch Partei- oder Dritteingriff gefährden das Sicherungsinteresse des 

38 Deliktische Substanzeingriffe in das Sicherungsgut durch den besitzenden Siche-
rungsgeber stehen dem Entzug der dinglichen Sicherungsposition durch Gutglaubens-
erwerb aufgrund nichtberechtigter Verfügung des Sicherungsgebers gleich. DeliktseingrifFe 
des Sicherungsnehmers in den Interessenbereich des Sicherungsgebers anders als durch 
Verfugung sind mangels Sachherrschaft über das Sicherungsgut ausgeschlossen. 

39 Drittinteressen sind im ersten Reduktionsschritt bei der Bildung der Interessenkon-
flikte zu berücksichtigen, um der Einbindung der Sicherungsrechte in die nationalen 
Haftungsordnungen gerecht zu werden. Im zweiten Reduktionsschritt sind sie zu elimi-
nieren, da nicht die Interessenschutzpositionen Dritter, sondern die der Sicherungsparteien 
Vergleichsgegenstand sind. 
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Kreditgebers (Bestandsinteresse) und das Nutzungsinteresse des Kreditnehmers 
(Erhaltungsinteresse). Der Interessenschutz des Sicherungsnehmers umfaßt Verfü-
gungsschutz60 gegen Verfugungen des Sicherungsgebers und ZugrifFschutz in der 
Einzel- und Gesamtvollstreckung61. Der Interessenschutz des Sicherungsgebers 
ist der Verfligungsschutz gegen Verfügungen des Sicherungsnehmers und der 
ZugrifFschutz in der Einzel- und Gesamtvollstreckung. Oberbegriff für Verfü-
gungs- und Zugriffschutz der Sicherungsnehmer- und der Sicherungsgeberposi-
tion ist der Bestandsschutz, der den thematischen Umfang dieser vergleichenden 
Studie vorgibt. 

Koordinaten des Interessenschutzes sind die Interessenwertungen, die über die 
vorrangige Schutzwürdigkeit gegenüber anderen an den Konfliktsituationen 
beteiligten Interessen entscheiden. Der Interessenschutz des Sicherungsgebers 
gegen Verfugungen des Sicherungsnehmers enthält die Interessenwertungen im 
Konflikt zwischen Erhaltungsinteresse des Sicherungsgebers und Erwerbsinter-
esse eines Erwerbers vom Sicherungsnehmer. Daneben umfaßt er die Interessen-
wertungen im Konflikt zwischen Nutzungsinteresse des Sicherungsgebers und 
Verwertungsinteresse des Sicherungsnehmers nach Verwertungsreife und bei an-
fänglichem Fehlen oder Erledigung des Sicherungszweckes. In der Einzel- und 
Gesamtvollstreckung enthält der Interessenschutz des Sicherungsgebers die Inter-
essenwertungen im Konflikt zwischen Erhaltungsinteresse des Sicherungsgebers 
und Erwerbsinteresse eines Gläubigers des Sicherungsnehmers. Der Interessen-
schutz des Sicherungsnehmers gegen Verfügungen des Sicherungsgebers bein-
haltet die Interessenwertungen im Konflikt zwischen Bestandsinteresse des Si-
cherungsnehmers und Erwerbsinteresse eines Erwerbers vom Sicherungsgeber 
bei sicherungsabredewidriger und bei ermächtigter Verfügung, besonders aus 
einem Warenlager. In der Einzel- und Gesamtvollstreckung enthält der Interes-
senschutz des Sicherungsnehmers die Interessenwertungen im Konflikt zwischen 
Erhaltungsinteresse des Sicherungsnehmers und Erwerbsinteresse eines Gläubi-
gers des Sicherungsgebers. Die Interessenwertungen sind als »materiale Prinzi-
pien«62 der nationalen Sicherungsrechte die systemneutralen Vergleichspunkte 
(tertia comparationis). Sie erlauben unabhängig von den durch Rechtstradition, 
-quellen, -dogmatik und -spräche determinierten Phänotypen der nationalen 
Sicherungsinstitute die vergleichende Prüfung, ob die deutsche und englische 
Rechtsordnung die Rangkonflikte in einem Interessenkonflikt gleich oder ver-
schieden lösen. Die Untersuchung der Interessenwertungen, weiter verfeinert in 
(Interessen-)Schutzzwecke, -instrumente, und -ergebnisse, erlaubt es, die funk-
tionale Äquivalenz der nationalen Lösungen für die untersuchten Konfliktlagen 
zu bestätigen oder zu verneinen. 

Ziel der vorliegenden rechtsvergleichenden Untersuchung ist es, die besitz-

6 0 Nicht von Interesse ist hier der Bestandsschutz bei der Gesamtrechtsnachfolge, für 
den die Bezeichnung Sukzessionsschutz verwendet wird: Eichler, S. 7 , 16; Raiser, S. 33 . 

61 Canaris, in: Flume-Festschrift, S. 371 , 373 . 
62 Rothoeft, S. 3, 306. 
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losen Mobiliarsicherheiten im deutschen und englischen Recht darzustellen und 
diese im europäischen Kreditverkehr transparent zu machen. Durch die Reduk-
tion der nationalen Sicherungsinstitute auf die Interessenwertungen wird der 
Nachweis darüber angestrebt, inwieweit die Wertungen der Vergleichsordnungen 
in bestimmten typischen Konfliktlagen ähnlich sind oder sich unterscheiden. 
Diese vergleichend gewonnene Erkenntnis über Ähnlichkeiten und Unter-
schiede zwischen den verglichenen Rechtsinstituten will einen Diskussionsbei-
trag für die erforderliche Rechtsangleichung im europäischen Kreditsicherungs-
verkehr erarbeiten. Anregungen sind auch für den transeuropäischen inter-
nationalen Kreditsicherungsverkehr zu erwarten. 

Der Aufbau entspricht den drei gesteckten Zielen. Die nachfolgende Dar-
stellung enthält im ersten Teil den Länderbericht, aufgeteilt in die Beschreibung 
der Wirksamkeitsvoraussetzungen der Sicherungsrechte (l.Teil, 1. Abschnitt) und 
des Verfugungsschutzes (1. Teil, 2. Abschnitt). Der ZugrifFschutz im Konkurs-
und Vollstreckungsrecht steht in engem Zusammenhang mit der Ausgestaltung 
der Sicherungsparteipositionen im materiellen Recht und wird daher im Rah-
men der Rechte des Sicherungsgebers oder -nehmers der einzelnen Mobiliar-
sicherheiten dargestellt (1. Teil, 1. Abschnitt). Die Problematik des Verfugungs-
schutzes dagegen kann, die verschiedenen Sicherungsformen übergreifend, in 
einem eigenen Abschnitt (1. Teil, 2. Abschnitt) behandelt werden. Im zweiten 
vergleichenden Teil werden die Sicherungsrechte auf die Interessenwertungen als 
Vergleichsgrößen reduziert (2. Teil, 1. Abschnitt) und anhand dieser verglichen 
(2. Teil, 2. Abschnitt). Der dritte Teil enthält die Schlußfolgerungen aus den 
Vergleichsergebnissen für intraeuropäische Sicherungsgeschäfte (3. Teil, 1. Ab-
schnitt) und für transeuropäische Sicherungsgeschäfte (3. Teil, 2. Abschnitt). 
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